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Vorwort 


Die Vorschrift des § 56 des Bundesversorgungsge- 
setzes in der Fassung vom 20. Januar 1967 (BGBl. I 
S. 141), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Än- 
derung des Bundesversorgungsgesetzes vom 27. Fe- 
bruar 1969 (BGBl. I S. 157), verpflichtet die Bundes- 
regierung, 

in zweijährigem Abstand, erstmals im Jahre 
1969, den gesetzgebenden Körperschaften des 
Bundes zu berichten, inwieweit es unter Be- 
rücksichtigung der Entwicklung der wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit und des realen Wachs- 
tums der Volkswirtschaft möglich ist, die Lei- 
stungen des Bundesversorgungsgesetzes zu än- 
dern. 

Mit dem vorliegenden Kriegs- und Wehrdienstopfer- 
bericht 1969 kommt die Bundesregierung dieser Ver- 
pflichtung nach. 

Die Vorschrift des § 56 des Bundesversorgungsge- 
setzes ist auf Vorschlag der Bundesregierung durch 
das Dritte Neuordnungsgesetz zum Kriegsopferrecht 
in das Gesetz aufgenommen worden. Zwar wurde 
sie durch Artikel 7 des Finanzänderungsgesetzes 
1967 vom 21. Dezember 1967 (BGBl. I S. 1259) dahin 
geändert, daß der Bericht erstmals zum 31. Dezember 
1970 vorzulegen ist, jedoch stellte das Gesetz zur 
Änderung des Bundesversorgungsgesetzes vom 


27. Februar 1969 (BGBL I S. 157) die ursprüngliche 
Fassung wieder her. Die Verpflichtung der Bundesre- 
gierung, in bestimmten Zeitabständen zu berichten, 
soll 

„die periodische Überprüfung der Versorgungs- 
leistungen unter Berücksichtigung der Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und 
des realen Wachstums der Volkswirtschaft 
sicherstellen" 

(Begründung zum Entwurf des 3. NOG-KOV — 
Drucksache Y/1012, Seite 28). 

Die durch das Dritte Neuordnungsgesetz zum Kriegs- 
opferrecht begründete Berichtspflicht steht mit den 
gemeinsamen Bemühungen der gesetzgebenden Kör- 
perschaften und der Bundesregierung in Zusammen- 
hang, den Opfern zweier Weltkriege und den Wehr- 
dienstopfern eine, gemessen an volkswirtschaftlichen 
Gegebenheiten, aktuelle Versorgung zu gewährlei- 
sten. Aus § 56 des Bundesversorgungsgesetzes ist 
mithin in erster Linie der Auftrag abzuleiten, die 
jetzt gewährten Versorgungsleistungen auf ihre Ak- 
tualität im Hinblick auf die Veränderung von Orien- 
tierungsdaten zu prüfen und darüber hinaus zu der 
Frage Stellung zu nehmen, inwieweit Leistungsver- 
besserungen mit den volkswirtschaftlichen Gegeben- 
heiten vereinbar und möglich sind. 
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Anpassungsbericht 


Orientierungsdaten zur Entwicklung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit und des realen Wachstums der Volkswirtschaft 
in den Jahren 1967 bis 1969 


Allgemeines 

Nach dem im Vorwort erläuterten Zweck des § 56 
des Bundesversorgungsgesetzes besteht die Auf- 
gabe darin, in dem Anpassungsbericht Orientie- 
rungsdaten zu analysieren und auf Grund der ge- 
wonnenen Aussagen zu Änderungen der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes Stellung zu nehmen. 

Für den Bericht über Änderungen des Leistungs- 
rechts hat der Gesetzgeber der Bundesregierung 
zwei Beurteilungsmaßstäbe vorgegeben: Den Begriff 
der „wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit" und den 
Begriff „reales Wachstum der Volkswirtschaft". 

Der letztgenannte Ausdruck, häufig auch als Ver- 
änderung des Bruttosozialprodukts zu konstanten 
Preisen bezeichnet, ist eine klar abgegrenzte sta- 
tistische Größe. Sie zeigt an, wie sich in einer 
Periode der Wert aller von Inländern erzeugten 
Güter und Dienstleistungen — in konstanten Prei- 
sen gerechnet — erhöht hat. Die Veränderung des 
realen Bruttoinlandsprodukts in Beziehung zur Er- 
werbstätigenzahl wird allgemein als der maßge- 
bende Gradmesser der gesamtwirtschaftlichen Lei- 
stungssteigerung angesehen. 

Der Gesetzgeber hat der Bundesregierung als Beur- 
teilungsmaßstab für die regelmäßige Anpassung der 
Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz in 
§ 56 des Bundesversorgungsgesetzes neben diesem 
engen Begriff der volkswirtschaftlichen Leistungs- 
steigerung ausdrücklich noch den allgemeinen Be- 
griff der „wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit" vorge- 
geben. Dieser Begriff läßt sich nur aus einer Vielzahl 
ökonomischer Indikatoren und zum Teil nur indirekt 
ableiten. Daraus ergibt sich, daß der Gesetzgeber 
nicht eine oder zwei genau bestimmte wirtschaftliche 
Größen als ausschließliche Bemessungsgrundlagen für 
die periodische Überprüfung der Versorgungslei- 
stungen vorgeben wollte. 


Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit basiert auf der 
Summe der materiellen und immateriellen produk- 
tiven Kräfte, über die eine Volkswirtschaft verfügt. 
Die Entwicklung der Leistungsfähigkeit ist abhängig 
von der Quantität und Qualität der Produktionsfak- 
toren und der Organisation ihres Einsatzes. Die Ent- 
wicklung des Sozialprodukts allein ist kein hinrei- 
chendes Orientierungsdatum. Denn in der Zusam- 
mensetzung und Verteilung eines Sozialproduktes 
könnte schon der Keim für einen Leistungsabfall 
liegen, weil das wirtschaftliche oder soziale Gleich- 
gewicht gefährdet ist. Umgekehrt kann sich ergeben, 
daß Wachstumspotential und Leistungskraft höher 
sind, als es dem Umfang des Sozialprodukts in einer 
bestimmten Periode entspricht. Darum müssen Fak- 
toren wie die Entwicklung der Bevölkerung und der 
Erwerbstätigkeit, das inländische und ausländische 
Arbeitsmarktpotential, die Kapitalbildung, die In- 
vestitionen, die Produktivitätsentwicklung, die 
außenwirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und die 
Preisentwicklung mit als Orientierungsdaten heran- 
gezogen werden. 

Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit spiegelt sich aber 
gleichermaßen in einer ausgewogenen Verteilung 
des Sozialprodukts wider. Steigende Masseneinkom- 
men und hohe Sozialleistungen, die ohne Beein- 
trächtigung der internationalen Wettbewerbsfähig- 
keit gewährt werden können, sind ein Indiz wirt- 
schaftlicher Stärke. Sie sind aber nicht nur ein Er- 
gebnis der Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft, 
sondern sie tragen umgekehrt auch zu dieser Lei- 
stungsfähigkeit und ihrer dauerhaften Erhaltung bei. 
Sie sichern den sozialen Frieden und schaffen damit 
günstige Voraussetzungen für wirtschaftliche und 
politische Stabilität als Grundlagen eines stetigen 
Wirtschaftswachstums. 
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Grundlagen und Bestimmungsfaktoren der gesamtwirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit 


Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 

Nach einer vorübergehenden Abschwächung des 
Bevölkerungszuwachses und einer nicht vollständi- 
gen Ausnutzung des verfügbaren Arbeitskräftepo- 
tentials zu Beginn der dreijährigen Berichtsperiode 
(1967) zeigte in den Jahren 1968 und 1969 die Ent- 
wicklung der Bevölkerungs- und Erwerbstätigen- 


zahl bei stark sinkender Arbeitslosigkeit eine zu- 
nehmend steigende Tendenz. Im Jahre 1969 hat die 
Volkswirtschaft wieder Anschluß an die günstige 
Entwicklung in den Jahren vor der Rezession ge- 
funden. 

Im Jahre 1967 war erstmals in der Geschichte der 
Bundesrepublik ein deutliche Verlangsamung des 
Zuwachses der Wohnbevölkerung eingetreten. Im 


Übersicht 1 


Bevölkerung und Erwerbstätigkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1967 bis 1969 

Jahresdurchschnitte in 1000 



1967 

1968 

1969 d) 

1 

Selbständige 

3 017 

2 946 

4 912 

Mithelfende Familienangehörige 

2 095 

2 066 


Abhängig Beschäftigte 

21 180 

21 330 

21 855 

(darunter Nichtdeutsche) 

(1 014) 

(1 019) 

(1 333) 

Erwerbstätige 

26 292 

26 342 

26 767 

Registrierte Arbeitslose 

459 

323 

180 

Veränderung in Vo 

+ 785,3 

-29,6 

- 44,5 

(Offene Stellen) 

(302) 

(488) 


Erwerbspersonen 

26 751 

26 665 

26 947 

Veränderung in Vo 

1 

1 

- 0,3 

+ 1,1 

in V. H. der Wohnbevölkerung 

44,7 

44,3 

1 

44,2 

Wohnbevölkerung 

59 873 

60 184 

60 924 

Veränderung in ^/o 

+ 0,4 

+ 0,5 

+ 1,2 

1 

Allgemeine Geburtenziffer 

17,0 

1 

16,1 


Allgemeine Sterbeziffer ^) 

11,5 

12,2 


Überschuß der Geborenen ^) 

5,5 

3,9 

• 

Geburtenüberschuß (Jahressumme) 

1 332 

236 

• 

Wanderungssaldo (Jahressumme) 

1 -177 

j 278 



a) Lebendgeborene auf 1000 Einwohner und ein Jahr 

b) Gestorbene auf 1000 Einwohner und ein Jahr 

c) Überschuß der Geborenen auf 1000 Einwohner und ein Jahr über die Gestorbenen auf 1000 Einwohner und ein Jahr 

d) geschätzt Quelle: Statistisches Bundesamt und Vorausschätzungen 
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Durchschnitt des Jahres 1967 wohnten in der Bun- 
desrepublik 59 873 000 Menschen. Gegenüber dem 
Vorjahresdurchschnitt erhöhte sich die Bevölkerung 
nur um 235 000, während sie sich in den Jahren 1960 
bis 1966 noch jährlich durchschnittlich um rd. 700 000 
erhöht hatte. Die Zunahme der Bevölkerungszahl 
von 1966 auf 1967 lag damit bei 0,4 ^/o, das heißt bei 
nur noch etwa einem Drittel der relativ hohen Zu- 
wachsraten der Vorjahre. Zwischen 1960 und 1966 
hatte die Bevölkerung um jährlich 1,1 bis 1,4 ’Vo 
zugenommen. 

Die Ursache für diese Entwicklung lag nur zu einem 
geringen Teil in einer Veränderung des natürlichen 
Bevölkerungszuwachses. Der Geburtenüberschuß be- 
trug 1967 332 000 und war damit nur um 32 000 nied- 
riger als im Vorjahr. Entscheidend für die starke 
Verlangsamung des Bevölkerungswachstums im 
Jahre 1967 war vielmehr, daß die Bundesrepublik 
erstmals seit vielen Jahren einen Wanderungsver- 
lust hinnehmen mußte. 609 000 Fortzügen über die 
Grenzen standen nur 432 000 Zuzüge gegenüber. 
Hierin spiegelt sich die starke Verminderung des 
Zustroms ausländischer Arbeitnehmer wider, ln 
ihre Heimatländer zurückwandernde ausländische 
Arbeitnehmer wurden nur noch zu einem geringen 
Teil durch neuangeworbene ersetzt. Im Jahre 1967 
waren durchschnittlich 230 000 ausländische Arbeit- 
nehmer weniger beschäftigt als im Vorjahr. Die 
Zahl der Erwerbspersonen (Erwerbsbevölkerung) 
verringerte sich 1967 um durchschnittlich 492 000 und 
damit deutlich stärker als im Vorjahre; bis 1965 war 
sie sogar jährlich gestiegen. Noch stärker ging die 
Zahl der Erwerbstätigen zurück. Sie verringerte sich 
im Durchschnitt des Jahres 1967 um 790 000 auf 26,29 
Millionen. Der Rückgang betrug 2,9 Vo. Bemerkens- 
wert ist, daß die Verminderung der Erwerbstätigen- 
zahl größer war, als es der Veränderung des Alters- 
aufbaus der Bevölkerung und der Erhöhung der Ar- 
beitslosenzahl um jahresdurchschnittlich rd. 300 000 
auf 459 000 entsprochen haben würde. 

Es haben also Arbeitskräfte ihren Arbeitsplatz ver- 
loren, die bei den Arbeitsämtern nicht als Arbeits- 
lose registriert worden sind. Die Verringerung der 
altersspezifischen Erwerbsquoten in den Jahren 
1967 und 1968 bieten Anhaltspunkte dafür, daß es 
sich hierbei um das Ausscheiden von älteren Er- 
werbstätigen und vor allem von verheirateten 
Frauen gehandelt hat. Dabei dürfte auch ein kon- 
junkturell bedingter Rückgang von Teilzeitbeschäf- 
tigten eine Rolle gespielt haben. 

Im Jahre 1968 ist die Zuwachsrate der Wohnbevöl- 
kerung leicht gestiegen. 1969 wird sie mit voraus- 
sichtlich + 1,2 Vo wieder an die Entwicklung in den 
Jahren vor der Rezession anknüpfen. Nach der letz- 
ten Vorausberechnung wird die Wohnbevölkerung 
der Bundesrepublik im Durchschnitt des Jahres 1969 
rd. 60,9 Millionen betragen. 

Der Rückgang der Arbeitslosigkeit auf durchschnitt- 
lich 323 000 im Jahre 1968 und voraussichtlich 
180 000 im Jahre 1969 sowie die Zunahme der Zahl 
der ausländischen Arbeitnehmer über durchschnitt- 
lich 1,019 Millionen im Jahre 1968 auf voraussicht- 
lich 1,33 Millionen im Jahre 1969 schlägt sich in einer 
wieder positiv verlaufenden Entwicklung der Er- 


werbsbevölkerung und der Erwerbstätigenzahl nie- 
der. 1969 wird die durchschnittliche Arbeitslosenzahl 
um rund 280 000 unter der von 1967 liegen, während 
im Durchschnitt über 300 000 ausländische Arbeit- 
nehmer mehr in der Bundesrepublik beschäftigt sein 
werden. Die Erwerbstätigenzahl wird 1969 um rund 
470 000 über der von 1967 liegen. Auch die Er- 
werbsbevölkerung hat 1969 wieder zugenommen 
und wird im Durchschnitt des Jahres um 200 000 
höher liegen als 1967. 

Im ganzen konnte damit der Wachstumsspielraum 
der Volkswirtschaft, soweit er in einer stärker zu- 
nehmenden Bevölkerungszahl und einer Ausschöp- 
fung aller Arbeitsmarktreserven zum Ausdruck 
kommt, im Jahre 1968 bereits wieder weitgehend 
und im Jahre 1969 nahezu vollständig genutzt wer- 
den. Im Jahre 1969 setzte der Arbeitsmarkt dem 
Wachstum in einigen Branchen und Regionen wieder 
deutliche Grenzen. Im Juli 1969 erreichte die Zahl 
der bei den Arbeitsämtern gemeldeten offenen Stel- 
len mit über 860 000 einen neuen Höchststand. Die 
Bundesregierung hält es für möglich, daß die vom 
inländischen Arbeitskräfteangebot gezogenen Gren- 
zen durch eine weitere schrittweise Erhöhung der 
Zahl der ausländischen Arbeitnehmer, durch eine 
Erhöhung des Niveaus der beruflichen Bildung und 
durch eine fortgesetzte Substituierung des Produk- 
tionsfaktors Arbeit durch Kapital immer wieder er- 
weitert werden können. 


Entwicklung des Sozialprodukts und der Preise 

Das Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen wird 
in der dreijährigen Berichtsperiode (1967 bis 1969) 
nach den bisher vorliegenden Ergebnissen und nach 
den letzten Voraussschätzungen für das 2. Halbjahr 
1969 wahrscheinlich um insgesamt 22,4 +o steigen. 
Das reale Wachstum ist für diese Zeit mit 16,0 zu 
veranschlagen. Damit kann trotz der außergewöhn- 
lich ungünstigen Entwicklung im Jahre 1967 im Drei- 
jahresdurchschnitt eine nominale Wachstumsrate 
von 7,0+0 und eine reale von 5,l+o erwartet werden. 

Übersicht 2 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 
in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1967 bis 1969 


Jahr 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

in jeweiligen Preisen 

in Preisen 

von 1954 

Mrd. DM 

Ver- 
änderung 
gegen- 
über 
Vorjahr 
in +0 

Mrd. DM 

Ver- 
änderung 
gegen- 
über 
Vorjahr 
in +0 

1967 

485,1 

+ 0,9 

334,1 

+ 0,2 

1 1968 

530,8 

+ 9,4 

359,5 

+ 7,6 

1969 1) 

1 

588,3 

+ 10,8 

386,6 

+ 7,5 


^) Vorausschätzung 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Im Jahre 1967 betrug das Bruttosozialprodukt zu 
Marktpreisen 485,1 Mrd. DM. Gegenüber dem Vor- 
jahr erhöhte es sich in jeweiligen Preisen um 0,9 ^/o, 
während es in konstanten Preisen (Preisbasis 1954) 
mit einer Zuwachsrate von 0,2 Vo im Vergleich zum 
Vorjahr nahezu unverändert blieb. Seit Gründung 
der Bundesrepublik war damit erstmals das Wirt- 
schaftswachstum vorübergehend zum Stillstand ge- 
kommen. Nichts unterstreicht mehr den Ausnahme- 
charakter der wirtschaftlichen Entwicklung im Jahre 
1967. Ausgehend von einem starken Rückgang der 
Investitionsneigung bei weiter wachsenden Lohn- 
kosten im Zusammenhang mit überdurchschnittlichen 
Preissteigerungen, einer Kreditverknappung und 
-Verteuerung und verstärkt durch eine offen aus- 
brechende Strukturkrise im Steinkohlenbergbau, 
schnellte um die Jahreswende 1966/67 die Zahl der 
Arbeitslosen und Kurzarbeiter in die Höhe und 
drohte eine sich selbst nährende wirtschaftliche Re- 
zession großen Ausmaßes auszulösen. 

Die angesichts dieser Situation von der Bundesregie- 
rung und der Deutschen Bundesbank getroffenen 
Maßnahmen führten im Jahre 1967 die konjunk- 
turelle Wende herbei. Entscheidend hierfür waren 
insbesondere die Investitionsausgaben und Investi- 
tionsanreize des Ersten und Zweiten Konjunktur- 
programms der Bundesregierung mit einem geför- 
derten Investitionsvolumen von insgesamt 12,5 Mrd. 
DM. Hinzu kamen die befristete Gewährung von 
Sonderabschreibungen, die Auflockerung der inlän- 
dischen Kreditmärkte durch die Herabsetzung des 
Diskontsatzes und eine Freigabe von Mindestreser- 
ven sowie die gleichzeitige Wiederherstellung eines 
Klimas des Vertrauens durch Maßnahmen zur lang- 
fristigen Sanierung des Bundeshaushalts und ein ab- 
gestimmtes Verhalten der Tarifpartner in der Lohn- 
politik. 

Gleichwohl wurden Produktion und Beschäftigung 
von der Nachfrageentwicklung mit der im Konjunk- 
turverlauf üblichen zeitlichen Verzögerung beein- 
flußt. Die schnell getroffenen Maßnahmen konnten 
im ersten Halbjahr 1967 zwar das Geschäftsklima in 
der privaten Wirtschaft verbessern, eine Verminde- 
rung des realen Bruttosozialprodukts um 1,5 Vo je- 
doch nicht mehr verhindern. Erst im zweiten Halb- 
jahr 1967 konnte wieder ein Zuwachs des realen 
Bruttosozialprodukts von 1,9 Vo erzielt werden. Seit 
Herbst 1967 lag die Wirtschaft der Bundesrepublik 
wieder auf klarem Expansionskurs. 

Diese Entwicklung setzte sich, von einer vorüber- 
gehenden winterlichen Abschwächung abgesehen, im 
Jahre 1968 verstärkt fort. Die voll zur Geltung kom- 
menden Wirkungen der Konjunkturprogramme, er- 
gänzt durch die steuerliche Entlastung der Altvorräte 
beim Übergang zur Mehrwertsteuer ab Januar 1968, 
die steigende Nachfrage aus dem Ausland, der An- 
stieg der privaten Investitionen und die Wiederauf- 
füllung der Lager führten zu einem sich immer mehr 
selbst tragenden Aufschwung und schließlich zu 
einem Boom, der nach allen vorliegenden Konjunk- 
turindikatoren auch für den Rest des Jahres 1969 
anhalten wird. Das nominale Wachstum des Brutto- 
sozialprodukts betrug im Jahre 1968 9,4 Vo. Real, d. h. 
in den Preisen von 1954 gerechnet, erhöhte sich das 


Bruttosozialprodukt um 7,6 ^ 0 . Damit wurde die von 
der Bundesregierung zu Beginn des Jahres ange- 
strebte reale Wachstumsrate von erheblich 

übertroffen. 

Die Wirtschaftslage im bisherigen Verlauf des Jah- 
res 1969 war von ständig sich verstärkenden Auf- 
triebskräften geprägt. Die steigende Nachfrage auf 
allen Märkten stieß an die Grenzen der Produktions- 
kapazitäten und der Arbeitsmarktreserven. Vor 
allem die Nachfrage nach industriellen Investitions- 
gütern und die Auslandsnachfrage traf in einzelnen 
Sektoren auf ein nicht mehr genügend elastisches 
Angebot, so daß sich das Preisklima spürbar er- 
wärmte. Aber auch der private Verbrauch und die 
Bautätigkeit, die im bisherigen Verlauf des Auf- 
schwunges etwas zurückgeblieben sind, folgten mit 
zeitlichem Abstand der Investitionsgüterkonjunktur. 
Nach Vorausschätzungen von Anfang Oktober 1969 
wird der Zuwachs des Bruttosozialprodukts in je- 
weiligen Preisen 10,8^t'^n, in konstanten Preisen 7 V 2 V 0 
erreichen. 

Das Preisniveau des Bruttosozialprodukts hat sich in 
der Berichtsperiode im Vergleich zu früheren Jahren 
in geringerem Umfange verändert. Die Preiskompo- 
nente des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen 
dürfte von 1966 bis 1969 nach den letzten Voraus- 
berechnungen um etwa 5,6 ^/a gestiegen sein. Im 
Durchschnitt der drei Jahre 1967 bis 1969 entspricht 
dies einer jährlichen Steigerung von etwa 1,8 Vo. 
Demgegenüber hatte sich der Index allein im Jahre 
1966 um 3,8 % erhöht. 

Im Jahre 1967 veränderte sich die Preiskomponente 
des Bruttosozialprodukts nur um +0,7 ^‘/o. Eine Preis- 
niveauänderung dieses Ausmaßes bedeutet unter 
Berücksichtigung der Berechnungsmethoden der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung praktisch eine 
Stabilität des „Niveaus" der Marktpreise (vgl. Jah- 
reswirtschaftsbericht der Bundesregierung 1969, An- 
lage 1). Auch eine Preiskomponente des Brutto- 
sozialprodukts in Höhe von + l,7'®/o, wie sie 1968 zu 
verzeichnen war, liegt noch innerhalb der Grenze 
dessen, was als Abweichung von der optimalen Ver- 
wirklichung der Zielkombination hingenommen oder 
als unvermeidbar angesehen werden muß. Nach die- 
sen beiden Jahren relativer Preisstabilität ist für 
1969 eine wesentlich ungünstigere Entwicklung zu 
erwarten. Die voraussichtliche Erhöhung der Preis- 
komponente des Bruttosozialprodukts um 3 +0 ist 
allerdings ebenfalls noch geringer als 1966. Sie ist 
auch in Zusammenhang mit wesentlich stärkeren 
Preissteigerungen in den Volkswirtschaften wichti- 
ger Handelspartner zu beurteilen. Schließlich ist zu 
berücksichtigen, daß ein Teil der Preisveränderung 
des Bruttosozialprodukts auf der wirtschaftspolitisch 
bewußten Verteuerung der Exporte durch das Ab- 
sicherungsgesetz beruht. 

Als Orientierungsdatum für die gesamtwirtschaft- 
liche Preisentwicklung ist daher auch der Preisindex 
für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte her- 
anzuziehen. Er ist 1967 um +l,7+o und 1968 um 
1 , 6+0 gestiegen und wird 1969 voraussichtlich um 
knapp 3+0 ansteigen. 
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Übersicht 3 

Preisindex 

für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 


j Veränderungen des Preisindexes für 1 j 
I die Lebenshaltung in ®/o gegenüber | 

; dem Vorjahreszeitraum I 


Jahr 

1 



davon 


insge- 

samt 

Nah- 

rungs- 

mittel 

Andere 
Vor- 
braudis- 
und Ge- 
braiichs- 
güter 

Dienst- 

leistun- 

gen 

und Re- 
para- 
turen 

Woh- 

nungs- 

und 

Ga- 

ragen- 

nutzung 

Gewicht 
in %o 

1000 

293 

426 

170 

111 

1967 

+ 1,7 

-0,9 

+1,1 

+3,6 

+ 6,7 

1968 

+ 1,6 

-2,2 

+0,9 

+ 5,1 

+ 7,5 

1969 

Januar 

bis 

September 

+ 2,5 

+3,6 

+0,3 

+ 2,0 

+ 7,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Bestimmend für die relativ geringe Lebenshaltungs- 
kostensteigerung in den beiden ersten Jahren der 
Berichtsperiode waren der Rückgang der Nahrungs- 
mittelpreise um 0,9 im Jahre 1967 und um 2,2 ^/o 
im Jahre 1968 sowie der im Vergleich zu früheren 
Jahren geringe Anstieg des Preisindexes für andere 
Verbrauchs- und Gebrauchsgüter. Die stärksten Stei- 
gerungen weist nach wie vor der Preisindex für 
Wohnungs- und Garagennutzung auf. Für diese 
Preissteigerungen sind jedoch weitgehend nicht- 
konjunkturelle Faktoren maßgebend. Sie sind zum 
Teil Folge einer politisch gewollten Preisentzer- 
rung, die durch eine schrittweise Aufhebung der 
Wohnungszwangswirtschaft und durch Mietanpas- 
sungen für ältere Sozialwohnungen eingeleitet 
wurde. Die steigende Tendenz in der Entwicklung 
des Lebenshaltungskostenindexes im bisherigen Ver- 
lauf des Jahres 1969 ist vor allem auf den starken 
Anstieg der Nahrungsmittelpreise und wiederum auf 
die Erhöhung der Wohnungsmieten zurückzuführen. 
Für die weitere Entwicklung der Lebenshaltungs- 
kosten ist die Veränderung der industriellen Erzeu- 
gerpreise bedeutsam, die allerdings erfahrungs- 
gemäß erst mit einer gewissen zeitlichen Verzöge- 
rung den Lebenshaltungskostenindex beeinflussen. 
Anders als in den Jahren 1967 und 1968, in denen 
der Index der Erzeugerpreise industrieller Produkte 
im Inlandsabsatz sich ermäßigte, ist seit Anfang 1969 
ein zunehmender Anstieg dieses Indexes festzu- 
stellen. Im September 1969 lag er um 2,9 Vo über 
dem Vorjahresmonat. | 

Produktivität | 

Die gesamtwirtschaftliche Produktivität, gemessen j 
als Veränderung des Bruttoinlandsprodukts in Prei- ; 
sen von 1954 je Erwerbstätigen, wird sidi nadi 
letzten Vorausschätzungen in der Berichtsperiode um j 
insgesamt 17,2 *0/0 erhöhen. Dies entspricht einem ! 


Wachstum von durchschnittlich 5,5 ^/o im Jahr. Der 
stärkste Produktivitätsfortschritt konnte mit 7,1 Vo 
im Jahre 1968 verzeichnet werden. Aber auch im 
Rezessionsjahr 1967 erhöhte sich die Produktivität 
immerhin noch um 3,4 ^ o. Für das Jahr 1969 ist bei 
einer Zuwachsrate von voraussichtlich 5,8 Vo mit 
einer leichten Abschwächung des Produktivitätsfort- 
schritts zu rechnen. 

Da die Arbeitszeit in der Berichtsperiode stärker 
zurückgegangen ist als die Zahl der Erwerbstätigen, 
hat sich die gesamtwirtschaftliche Produktivität je 
Erwerbstätigenstunde besonders stark erhöht. Sie 
ist 1969 gegenüber 1966 um insgesamt 19,5% ge- 
stiegen. Dies entspricht einem durchschnittlichen 
Anstieg von 6,1 Vo im Jahr. 

Im ganzen betrachtet ist damit im Vergleich zu den 
Vorjahren die durchschnittliche Steigerung der ge- 
samtwirtschaftlichen Produktivität — sowohl je 
Erwerbstätigen wie je Erwerbstätigenstunde — in 
der Berichtsperiode außergewöhnlich hoch gewesen. 
Auf diese Produktivitätssteigerung ist es vor allem 
zurückzuführen, daß sich im überwiegenden Ver- 
lauf der Berichtsperiode trotz eines besonders kräf- 
tigen Wachstums des Bruttosozialprodukts die 
durchschnittlichen Preisveränderungen in einem so- 
zial und wirtschaftlich vertretbaren Rahmen gehal- 
ten haben. 


Übersicht 4 


Veränderungen der gesamtwirtschaftlichen 
Produktivität 

in den Jahren 1967 bis 1969 


Jahr 

Veränderung des Bruttoinlands- 
produkts in Preisen von 1954 
gegenüber Vorjahr 

je Erwerbs- 
tätigen 
in Vo 

je Erwerbs- 
tätigenstunde 
in ®/o 

1967 

+ 3,4 

+ 5,1 

1968 

+ 7.1 

+ 7,1 

1969 1) 

+ 5,8 

+ 6,2 

1969 

gegenüber 
1966 i) 

+ 17,2 

1 

+ 19,5 1 


Vorausschätzungen 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Gesamtwirtschaftliche Ersparnis 

Eine hohe gesamtwirtschaftliche Ersparnis ist eine 
wichtige Voraussetzung für ein ausreichendes In- 
vestitionsvolumen der Volkswirtschaft. Von beson- 
derer Bedeutung ist dabei die private Spartätigkeit. 
Sie bietet längerfristig die beste Gewähr für ein 
inflationsfreies Wirtschaftswachstum und damit die 
dauerhafte Erhaltung der volkswirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit. In der Berichtszeit hat sich die 
Ersparnisbildung im ganzen günstig entwickelt. Dies 
gilt sowohl für die Gesamtersparnis aller Sektoren, 
als auch vor allem für die Spartätigkeit der pri- 
vaten Haushalte. 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/81 


Ubersichtd 


Erparnis und Vermögensbildung in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1967, 1968 und 1969 



1967 

1968 j 

1969 

. Halbjahr 

1967 

1968 

1969 

1. Halbjahr 


in Mrd. DM 



in Vo 


Ersparnis (nach Vermögensübertragungen) 







Unternehmen 

22,39 

35,47 

15,74 

36,2 

42,5 

35,2 

öffentliche Haushalte 

8,92 

12,69 

11,31 

14,4 

15,2 

25,3 

Private Haushalte 

30,56 

35,36 

17,70 

49,4 

42,3 

39,5 

Ersparnis insgesamt 

61,87 

83,52 

44,74 

100,0 

100,0 

100,0 

Sachvermögensbildung 







Nettoinvestitionen der Unternehmen .... 

35,91 

54,40 

34,22 

58,0 

65,1 

76,5 

öffentliche Haushalte 

15,98 

17,77 

7,02 

25,8 

21,3 

15,7 

Insgesamt 

51,89 

72,17 

41,24 

83,9 

86,4 

92,2 

Zunahme der Nettoforderungen gegenüber 







dem Ausland 

9,98 

11,35 

3,50 

16,1 

13,6 

. 7,8 

Vermögensbildung insgesamt 

61,87 

83,52 

44,74 

100,0 

100,0 

100,0 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. Quelle: Deutsche Bundesbank 


Die Gesamtersparnis erhöhte sich von 61,9 Mrd. DM 
im Jahre 1967 auf 83,5 Mrd. DM im Jahre 1968, 
Nach den Ergebnissen des ersten Halbjahres 1969, 
in dem die Gesamtersparnis im Vergleich zum 
ersten Halbjahr des Vorjahres um 8,7 Mrd. DM auf 
44,7 Mrd. DM zunahm, ist für das Jahr 1969 mit einer 
weiteren erheblichen Steigerung der Ersparnisbil- 
dung zu rechnen. 

Im Vergleich zum Durchschnitt der fünf Jahre vor 
der Rezession (1961 bis 1965) ergibt sich Mitte 1969 
folgendes Bild: Bei relativ hohen Gesamtersparnis- 


sen hat sich der Anteil der privaten Haushalte an 
der Gesamtersparnis etwas erhöht, der Anteil des 
Staates etwas verringert, während der Unterneh- 
menssektor seinen Anteil etwa gehalten hat. 

Die günstige Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen 
Ersparnisbildung im Verlauf der Berichtsperiode 
wird durch die Tatsache unterstrichen, daß die pri- 
vaten Haushalte ihre laufende Ersparnis stärker als 
ihren Verbrauch erhöht haben. Von dem gestie- 
genen Einkommen wurde ein zunehmender Anteil 
gespart. 


Übersicht 6 


Laufende Ersparnisse und Sparquote der privaten Haushalte 
in der Bundesrepublik Deutschland 


1 

Private Haushalte 

1967 

1968 

1969') 

1. Halbjahr I 2. Halbjahr 

insge- 
samt ü 

Verfügbares Einkommen (Mrd. DM) 

316,6 

338,1 

174,2 

198,5 

372,7 

Laufende Ersparnis (Mrd. DM) 

35,2 

40,8 

20,4 

26,3 

46,7 

' Sparquote (laufende Ersparnis in Vo des verfügbaren 






Einkommens) 

11.1 

12,1 

11,7 

13,2 

12,5 


Vorausschätzungen Quelle : Deutsche Bundesbank 
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Die Sparquote der privaten Haushalte, der Anteil 
der laufenden Ersparnis an den verfügbaren Ein- 
kommen, ging trotz des Konjunkturrückschlags und 
der erhöhten Arbeitslosigkeit im Jahre 1967 im 
Vergleich zum Vorjahre nur um 0,2 ^'o-Punkte auf 
11,1 ’^/o zurück. Im Jahre 1968 erhöhte sie sich kräf- 
tig auf 12,1 Für 1969 ist aufgrund der Ergebnisse 
des ersten Halbjahres und der voraussehbaren Ent- 
wicklung mit einer weiteren Steigerung der Spar- 
quote auf 12V2 ^/o zu rechnen. Im Berichtszeitraum 
lag damit die Sparquote durchschnittlich bei rd. 
12 Vo, als etwas günstiger als in den drei Vorjahren 
(1964 bis 1966). In dem Jahrzehnt davor (1954 bis 
1963) hatte die Sparquote zum Teil noch erheblich 
unter 10 Vo gelegen. 


Investitionen | 

Die Höhe des Sozialprodukts reicht als Maßstab für 
die Beurteilung der Leistungsfähigkeit der Volks- ! 
Wirtschaft nicht aus. Wesentlich ist auch eine Ver- j 
Wendung des Sozialprodukts, die einer nachhaltigen 
Erhaltung dieser Leistungsfähigkeit nicht entgegen- 
steht. Hierfür ist eine ausreichende Investitions- 


f tätigkeit von sehr hoher Bedeutung. Investitionen 
I gehören zu den wichtigsten Vorbedingungen des 
1 künftigen Wirtschaftswachstums und sind damit 
I Voraussetzung für eine stetige Erhöhung des 
; Lebensstandards der ganzen Bevölkerung. 

Zu Anfang der Berichtsperiode, im Jahre 1967, gin- 
gen die gesamten Bruttoinvestitionen der deutschen 
I Volkswirtschaft im Vergleich zu den Vorjahren 
i erheblich zurück. Seit 1968 ist wieder eine positive 
Entwicklung der Investitionstätigkeit zu verzeich- 
I nen. Der Anteil der Bruttoinvestitionen am Sozial- 
produkt stieg von 22 im Jahre 1967 über 24,8 ^/o 
im Jahre 1968 auf voraussichtlich 26,4 '®/ü im Jahre 
1969. Der Anteil der Anlageinvestitionen am So- 
zialprodukt (Ausrüstungen und Bauten) erhöhte sich 
von 22,8 Vn in den Jahren 1967 und 1968 auf vor- 
aussichtlich 24,3 im Jahre 1969. Im Vergleich zum 
Jahre 1966 hat sich der Anteil der Bauinvestitionen 
zugunsten der Ausrüstungs- und Vorratsinvesti- 
tionen etwas verringert. 

Der Wiederanstieg der Investitionsquote der deut- 
schen Volkswirtschaft auf etwa das gleiche Niveau 
wie vor der Rezession war wegen des gleichzeitigen 
starken Wachstums des Bruttosozialprodukts nur 


Übersicht 7 


Investitionen und Investitionsqiioten in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1967 bis 1969 


j 1967 


1968 

1. Halbjahr j 

1969 

2. Halbjahr') j 

ins- 
gesamt q 


i 



in Mrd. DM 





Bruttoinvestitionen 

i 106,9 


131,5 


72,7 


82,5 


155,2 

Anlagen 

! 110,4 


121,3 


63,9 


78,8 


142,7 

Ausrüstungen 

, 52,2 


58,3 


33,9 


39,6 


73,5 

Bauten 

' 58,2 


63,0 


30,1 


39,2 


69,2 

Vorratsveränderungen .... 

- 3,5 

i 

+ 

10,2 


8,8 

+ 

3,7 

-f- 

12,5 


I 

in 

0 des Bruttosozialprodukts 

ZU Marktpreisen 


Bruttoinvestitionen 

22,0 


24,8 


26,4 


26,3 


26,4 

Anlagen 

22,8 


22,8 


23,2 


25,2 


24,3 

Ausrüstungen 

10,8 


11,0 


12,3 


12,6 


12,5 

Bauten 

1 

12,0 


11,9 


10,9 


12,5 


11,8 ! 


Veränderungen gegenüber Vorjahreszeitraum 

in 

Vo ' 

Bruttoinvestitionen 

1 - J3,7 

+ 

23,0 

+ 

20,6 


15,9 

+ 

18,0 

Anlagen 

- 9,4 

4- 

9,9 

H- 

18,8 

+ 

16,8 

4- 

17,7 

Ausrüstungen 

- 9,4 

+ 

11,7 

-f- 

31,1 


22,0 

4- 

26,0 

! Bauten 

- 9,5 


8,2 

J- 

7,5 

+ 

12,0 

4- 

10,0 

q Vorausschätzung 





Q u c 1 

1 e : 

Statistisches 

Bundesamt 
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durch außerordentlich hohe jährliche Zuwachsraten 
der Investitionstätigkeit zu erreichen. Im Vergleich 
zum Vorjahr erhöhten sich die Bruttoanlageinvesti- 
tionen 1968 um 9,9 '®/o, und für 1969 ist nach den 
vorläufigen Ergebnissen für das 1. Halbjahr und 
nach einer Vorausschätzung für das 2. Halbjahr 
mit einer Zunahme von nicht weniger als 17,7 ^/o 
zu rechnen. 

Im Vergleich zu anderen Industrienationen ist der 
Anteil der Bruttoanlageinvestitionen am Sozialpro- 
dukt in der Bundesrepublik Deutschland hoch. Die 
Investitionsquote der deutschen Volkswirtschaft lag 
auch im Rezessionsjahr 1967 noch höher als in 
Frankreich, Italien, Belgien und Großbritannien. 

Außenwirtschaft 

Gemessen am Gesamtumfang des Außenhandels 
gehört die Bundesrepublik Deutschland zu den 
größten Handelsnationen der Welt. Die Entwicklung 
ihrer Außenwirtschaftsbeziehungen und die Erhal- 
tung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
ihrer Industrie ist daher für die deutsche Volkswirt- 
schaft einer der wichtigsten Maßstäbe wirtschaft- 
licher Leistungsfähigkeit. 

Die Verflechtung der Bundesrepublik Deutschland 
mit der Weltwirtschaft hat auch in der Berichts- 
periode weiter zugenommen. In den Jahren 1967 
bis 1969 stieg die Ausfuhr von Waren und Dienst- 
leistungen (nach der Abgrenzung der volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung) jeweils stärker als 
das Bruttosozialprodukt. Nach letzten Vorausschät- 
zungen wird die Ausfuhr von Waren und Dienst- 
leistungen im Jahre 1969 etwa 142,8 Mrd. DM 
betragen und damit um knapp 40 Mrd. DM höher 
als 1966 liegen. Dies entspricht einer Steigerung 
für die gesamte Berichtsperiode (1967 bis 1969) um 
38,6 Vo. Mit Ausnahme des Jahres 1967 hat sich auch 
die Einfuhr von Waren und Dienstleistungen jähr- 
lich stark erhöht. 1969 dürften Waren und Dienst- 
leistungen im Gesamtwerte von etwa 127,5 
Mrd. DM eingeführt werden. Das sind etwa 
31 Mrd. DM mehr als im Jahre 1966 und entspricht 
einer Steigerung um 32,1 ^/o. 

Der Handelsbilanzüberschuß (Spezialhandel nach 
der amtlichen Außenhandelsstatistik) ist in der Be- 
richtsperiode auf einen seit Bestehen der Bundes- 
republik einmaligen Höchststand gestiegen. Im 
Jahre 1967 führte die konjunkturell bedingte Ab- 
schwächung der Inlandsnachfrage zu einem Rück- 
gang der Einfuhren und zu verstärkten Bemühun- 
gen der deutschen Industrie, die Produktionskapa- 
zitäten durch zusätzliche Ausfuhren besser auszu- 
lasten. Das Ergebnis war eine Exportsteigerung von 
8,0 ^/ü und ein Handelsbilanzüberschuß von 16,9 
Mrd. DM. Damit hatte sich der Aktivsaldo der Han- 
delsbilanz 1967 gegenüber 1966 mehr als verdoppelt. 
Anders als in früheren Perioden stark steigender 
Inlandsnachfrage bildete sich dieser sehr hohe Aus- 
fuhrüberschuß 1968 im Zuge des sich voll entfalten- 
den Konjunkturaufschwungs nicht zurück. Die Ein- 
fuhr erhöhte sich zwar 1968 um 15,7 Vo und ver- 
größerte so in erwünschter Weise das inländische 
Warenangebot, gleichzeitig konnte jedoch die 
deutsche Exportwirtschaft ebenfalls 14,4 Vo mehr 


Waren als im Vorjahr auf den Auslandsmärkten ab- 
setzen. In dieser Entwicklung trat ein außenwirt- 
schaftliches Ungleichgewicht zutage, dessen Ursache 
im wesentlichen in der unterschiedlichen Preisent- 
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland einer- 
seits und bei den wichtigsten Handelspartnern an- 
dererseits zu sehen ist. 

Um das Binnenpreisniveau vor den nachteiligen Fol- 
gen einer weiteren Übersteigerung der Auslands- 
nachfrage abzuschirmen, wurde im November 1968 
vom Deutschen Bundestag das Gesetz über Maß- 
nahmen zur außenwirtschaftlichen Absicherung ver- 
abschiedet, durch das die Einfuhren in die Bundes- 
republik um 4^0 entlastet und die deutschen Aus- 
fuhren um 4 “/o belastet wurden. 

Die Belastung der deutschen Exporte und die Be- 
günstigung der Importe führte aber im Jahre 1969 
gleichwohl nicht zu einem ins Gewicht fallenden 
Rückgang der deutschen Handelsbilanzüberschüsse. 
Die deutschen Exporteure konnten einerseits ihre 
Stellung auf den Auslandsmärkten behaupten und 
im Durchschnitt einen großen Teil der Belastungen 
weitergeben. Die heimische Kostensituation der 
ausländischen Exportindustrie erlaubte andererseits 
die Weitergabe der Importbegünstigungen auf dem 
deutschen Markt nur in sehr geringem Umfange. 

In den ersten 9 Monaten des Jahres 1969 stieg die 
Wareneinfuhr im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
um 22,2^ 0 und die Warenausfuhr um 16,7 ü'o. Der 
Außenhandelsüberschuß seit Jahresbeginn belief 
sich Ende September 1969 bereits wieder auf 
10,6 Mrd. DM (Vorjahreszeitraum 11,9 Mrd. DM). 
Darin kommt zum Ausdruck, daß es mit dem vor- 
erwähnten Absicherungsgesetz nicht gelungen war, 
das außenwirtschaftliche Ungleichgewicht entschei- 
dend abzubauen. Weitere Maßnahmen zur außen- 
wirtschaftlichen Absicherung erwiesen sich als not- 
wendig. Aus diesem Grunde hat die Bundesregie- 
rung die Deutsche Mark mit Wirkung vom 27. Okto- 
ber 1969 um 9,3 ^/o aufgewertet. 

Der gesamte Dienstleistungsverkehr — - ohne die im 
Einfuhrwert enthaltenen Ausgaben für Fracht und 
Versicherungskosten, jedoch einschließlich des 
Saldos des Transithandels ■ — schloß im Jahre 1967 
mit einem Defizit von 703 Millionen DM ab und 
erbrachte im Jahre 1968 einen Überschuß von 
164 Millionen DM. Im bisherigen Verlauf des Jahres 
1969 (Januar bis August) ergab sich ein Passivsaldo 
von 623 Millionen DM. 

Der Passivsaldo in der Bilanz der unentgeltlichen 
öffentlichen und privaten Übertragungen hat sich in 
der Berichtsperiode vergrößert. Er stieg von 
6,3 Mrd. DM 1967 auf 7,2 Mrd. DM 1968. Für 1969 
ist auf Grund der Entwicklung in den ersten acht 
Monaten mit einem weiteren Anstieg zu rechnen. 
Ursache hierfür sind vor allem höhere Beiträge der 
Bundesrepublik zu den europäischen Organisatio- 
nen. Für das Jahr 1969 ist erstmals seit 1966 auch 
wieder ein Anstieg der Geldüberweisungen der 
ausländischen Arbeitskräfte in ihre Heimatländer zu 
erwarten. 

Handels-, Dienstleistungs- und Übertragungsbilanz 
zusammen genommen schließen in den Jahren 1967 
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Übersicht 8 


Hauptposten der Zahlungsbilanz in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1967 bis 1969 


1969 



1967 

1968 

Januar/ 

August 


in 

Millionen DM 

I. Bilanz der laufenden Posten 




1. Handelsbilanz 


1 

1 


Ausfuhr (fob) 

87 045 

99 551 

72 824 

Einfuhr (cif) 

70 183 

81 179 

63 501 

Saldo 

+ 16 862 

+ 18 372 

+ 9 323 




2. Dienstleistungsbilanz (Saldo) 

1 

- 703 

+ 164 

- 623 

3. Bilanz der Übertragungen 




Fremde Leistungen 

503 

1 405 

1 204 

1 Eigene Leistungen 

6 808 

8 589 

5 795 

Saldo der Übertragungen 

- 6 305 

- 7 184 

- 4 591 

Saldo der laufenden Posten 

+ 9 854 

+ 1 1 352 

+ 4 109 

11. Kapitalbilanz 




1. Langfristiger Kapitalverkehr 




Deutsche Anlagen im Ausland (netto) (Zunahme: — ) 




Privat: 

— 3 321 

— 1 1 842 

— 13 293 

Öffentlich: 

! - 1513 

- 1 343 

- 843 

Insgesamt: 

- 4 834 

' ~13 185 

i 

-14 136 

Ausländische Anlagen im Inland (netto) (Zunahme: +) 

+ 1 657 

1 + 1 735 

+ 1 282 

Saldo des langfristigen Kapitalverkehrs 

- 3 177 

1 -11450 

-12 854 

1 

2. Kurzfristiger Kapitalverkehr 




Kreditinstitute 

- 4 823 

+ 2 455 

- 271 j 

Wirtschaftsunternehmen 1 

~ 1 634 

+ 536 

+ 2 190 ^ 

öffentliche Hand 

+ 193 

+ 1 289 

+ 359 1 

Saldo des kurzfristigen Kapitalverkehrs 

- 6 264 ' 

+ 4 280 

+ 2 278 

Saldo des gesamten Kapitalverkehrs 

- 9 441 

- 7 170 

-10 576 1 

1 

Saldo der laufenden Posten und des Kapitalverkehrs (I + II) 

+ 413 

+ 4 182| 

- 6 467 

i 

1 1 

III. Restposten 

+ 1 

+ 2 931 

+ 9 618 

IV. Devisenbilanz j 

+ 414 

+ 7 113 

+ 3 551 


Quelle: Deutsche Bundesbank 
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und 1968 und nach den Vorausschätzungen auch im 
Jahre 1969 mit einem kräftigen Überschuß ab. Dieser 
Überschuß der laufenden Posten betrug im Jahre 

1967 9,85 Mrd. DM, im Jahre 1968 11,4 Mrd. DM 
und beläuft sich nach den ersten acht Monaten des 
Jahres 1969 auf 4,1 Mrd. DM. 

Die außenwirtschaftlichen Geld- und Kapitalbewe- 
gungen einschließlich der statistisch nicht erfaßten 
Restposten, die unter anderem auf kurzfristigen 
Handelskrediten und Änderungen der außenwirt- 
schaftlichen Zahlungsbedingungen beruhen, sind in 
der Berichtsperiode — vor allem in den Jahren 

1968 und 1969 - — bedingt durch einige heftige 
Wellen der Spekulation auf eine Aufwertung der 
DM sehr uneinheitlich verlaufen. Nur im Jahre 1967 
war der Geld- und Kapitalexport so groß, daß die 
hohen deutschen Überschüsse in der Bilanz der 
laufenden Posten (Handels-, Dienstleistungs- und 
Ubertragungsbilanz) im wesentlichen dadurch aus- 
geglichen werden konnten, d. h. den Handelspart- 
nern keine nennenswerte Liquidität entzogen wurde. 

In den Jahren 1968 und 1969 ist trotz bedeutender 
Kapitalexporte und einer am Zahlungsbilanzaus- 
gleich orientierten Geld- und Kreditpolitik der Deut- 
schen Bundesbank eine erhebliche Erhöhung der 
deutschen Währungsreserven eingetreten. Die Devi- 
senreserven und die Goldbestände der Deutschen 
Bundesbank erhöhten sich bis Ende 1967 im Vergleich 
zu Ende 1966 um 0,414 Mrd. DM auf 30,3 Mrd. DM. 
Im Jahre 1968 trat eine Erhöhung um 7,1 Mrd. DM 
auf 37,4 Mrd. DM ein und bis Ende September 1969 
war ein weiterer Anstieg um 8,5 Mrd. auf 45,8 Mrd. 
DM zu verzeichnen, der allerdings zu einem Teil 
auf dem Zufluß von Spekulationsgeld beruhte. 


Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts 

Die Ausgaben des öffentlichen Gesamthaushalts 
(Gebietskörperschaften, ERP-Sondervermögen und 
Lastenausgleichsfonds), — ohne Schuldentilgung 
und nach Abzug der Zahlungen zwischen den Ge- 
bietskörperschaften — , werden im Jahre 1969 vor- 
aussichtlich insgesamt 173,0 Mrd. DM betragen. 
Im Dreijahresvergleich 1969 gegenüber 1966 hat sich 
das gesamte Ausgabenvolumen um 27,4 Mrd. DM 
erhöht. Dies entspricht einer Steigerung um 18,8 Vo. 
Das Ausgabenwachstum der öffentlichen Haushalte 
wird damit beträchtlich kleiner sein als die Er- 
höhung des nominellen Bruttosozialprodukts, das 
im gleichen Zeitraum um 22,4 zunehmen wird. 

Die Einnahmen des öffentlichen Gesamthaushalts, 
— ohne Kreditmarkt- und Rücklagemittel sowie nach 
Abzug der Zahlungen der Gebietskörperschaften 
untereinander — , werden in der Berichtsperiode von 
136,8 Mrd. DM im Jahre 1966 um voraussichtlich ins- 
gesamt 35,2 Mrd. DM auf 172,0 Mrd. DM im Jahre 
1969 steigen. Im Vergleich zu 1966 liegen die Ein- 
nahmen 1969 somit um 25,7 ^/o höher. 

Die wesentlich stärkere Erhöhung der Einnahmen 
als der Ausgaben wird dazu führen, daß das Netto- 
finanzierungsdefizit der öffentlichen Haushalte, also 
der Umfang der Neuverschuldung und der Entnah- 


men aus Rücklagen, von 13,6 Mrd. DM im Jahre 
1967 auf 1 Mrd. DM im Jahre 1969 zurückgeht. 

Die Gesamtausgaben (ohne Schuldentilgung, aber 
einschließlich der Zahlungen an andere Gebiets- 
körperschaften) steigen in den drei Jahren 1967 bis 
1969 am stärksten beim Bund, nämlich um 21,0 ^/o. 
Demgegenüber beträgt die Erhöhung der Ausgaben 
bei den Ländern nur 16,8 'Vo und bei den Gemeinden 
nur 15,4 Vo. 

Den stärksten Zuwachs der Gesamteinnahmen (ohne 
Kreditmarkt- und Rücklagemittel, aber einschließlich 
Zahlungen von anderen Gebietskörperschaften) wer- 
den in den Jahren 1967 bis 1969 mit 26,8 Vo die 
Länder verzeichnen können. Der Zuwachs der Ge- 
samteinnahmen des Bundes wird nach den letzten 
Vorausschätzungen 25,6 ^/o und der der Gemeinden 
20,5 Vo betragen. Die Gemeinden sind damit in ihrer 
Einnahmeentwicklung beträchtlich hinter dem Bund 
und den Ländern zurückgeblieben. 

Das gesamte Nettofinanzierungsdefizit wird in der 
Dreijahresperiode 1967 bis 1969 beim Bund 
12,7 Mrd. DM, bei den Ländern 3,6 Mrd. DM und 
bei den Gemeinden voraussichtlich 5,5 Mrd. DM 
betragen. Bezogen auf das Gesamtausgabevolumen 
der Gebietskörperschaften im gleichen Zeitraum 
haben der Bund damit 5,4 ®/o, die Gemeinden 4,3 ^/o 
und die Länder 1,9 Vo ihrer Ausgaben durch eine 
Erhöhung ihrer Verschuldung (einschließlich Ent- 
nahmen aus Rücklagen) finanziert. 

In der relativ hohen Neuverschuldung des Bundes 
spiegelt sich das besondere und erfolgreiche Be- 
mühen der öffentlichen Hand wider, durch eine 
konjunkturgerechte Haushaltsführung den wirt- 
schaftlichen Rückschlag der Jahre 1966/67 zu über- 
winden. Dies wird auch an der unterschiedlichen 
Einnahmen- und Ausgabenentwicklung in den ein- 
zelnen Jahren deutlich sichtbar. Vor allem beim 
Bund ist eine der Einnahmenentwicklung tenden- 
ziell gegenläufige Ausgabengebarung gelungen. Im 
Jahre 1967, in dem der Bund mit nur 1,9 Vo den 
geringsten Einnahmezuwachs innerhalb der Berichts- 
periode (Einnahmen jeweils ohne Kreditmarkt- und 
Rücklagemittel) erzielte, hat er seine Ausgaben 
(ohne Schuldentilgung) mit 12,rV() am stärksten er- 
höht. Die Länder erhöhten demgegenüber 1967 ihre 
Ausgaben nur um 2,9 ^A), obwohl ihre Einnahmen 
bei einer Zuwachsrate von immerhin noch 3,8 ^/o 
konjunkturell nicht so stark zurückgingen wie die 
des Bundes. Die Ausgaben der Gemeinden schließ- 
lich blieben 1967 etwa auf dem Niveau des Vor- 
jahres, während sich ihre Einnahmen um 5,1 Vo 
erhöhten. 

Die gesamte Neuverschuldung (einschließlich Ent- 
nahmen aus Rücklagen) des öffentlichen Gesamt- 
haushalts war infolge der beträchtlichen Kredit- 
ausweitung des Bundes, insbesondere im Zusam- 
menhang mit der Finanzierung der beiden 
Konjunkturprogramme, innerhalb der Berichtspe- 
riode im Jahre 1967 mit 13,6 Mrd. DM am größten; 
der Zuwachs der Gesamtausgaben betrug 1967 
6,2 Vo und übertraf damit die infolge der Rezession 
geringe Zuwachsrate der Gesamteinnahmen von 
3,1 Vo um das Doppelte. 
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Übersicht 9 


Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts 



1967 1 1968=) j 1969=) 

1967 ' 1968=) I 1969=) 

1 Mrd. DM 

1 

Veränderung 
in Vo des Vorjahres 

Gesamtausgaben ohne Schuldentilgung 

Bund 

Lastenausgleichsfonds 

ERP-Sondervermögen 

Länder 

Gemeinden (Gemeindeverbände) 

1 

76.23 76,7 82,3 

: 3,61 3,8 3,9 

1,20 1,9 1,6 

59,39 62,7 67,4 

40.23 43,1 46,5 

+ 12,1 + 0,6 + 7,3 

+ 4,6 + 5,3 + 2,6 

+ 20,0 +58,3 - 15,8 

+ 2,9 + 5,6 + 7,5 

- 0,2 + 7,1 + 7,9 

Gesamtausgaben (nach Abzug der Zahlun- 
gen an Gebietskörperschaften) 

154,67 159,8 173,0 

+ 6,2 + 3,3 + 8,3 

Gesamteinnahmen ohne Kreditmark- und 
Rücklagenmittel 

Bund 

Lastenausgleichsfonds 

ERP-Sondervermögen 

Länder 

Gemeinden (Gemeindeverbände) 

67,40 72,0 83,1 

3,68 3,6 3,4 

1,28 1,3 1,3 

55,92 61,7 68,3 

38,80 41,0 44,5 

1 

+ 2,9 + 6,8 +25,4 

- 0,3 - 2,2 - 5,6 

+ 26,4 +2,6 ±0 

+ 3,8 +20,3 +20,7 

+ 5,2 + 5,7 + 8,5 

Gesamteinnahmen (nach Abzug der Zahlun- 
gen von Gebietskörperschaften) 

1 

141,08 151,1 172,0 i 

1 1 

+ 3,2 + 7,1 +23,8 

Nettofinanzierungssaldo 

Bund 

Lastenausgleichsfonds 

ERP-Sondervermögen 

Länder 

Gemeinden (Gemeindeverbände) 

- 8,83 -4,7 +0,8 

+ 0,07 -0,2 -0,5 

+ 0,08 -0,6 -0,3 

- 3,47 -1,0 +0,9 j 

- 1,43 -2,1 -2,0 

! 

i 

1 

Nettofinanzierungssaldo zusammen 

-13,59 -8,7 -1,0 


9 nach der Abgrenzung der Finanzstatistik 
Schätzungen 


Im Jahre 1968 hat der Bund im Vergleich zum Vor- | 
jahr seine Ausgaben (ohne Schuldentilgung) kaum 1 
noch gesteigert (0,6 ^/o), obwohl er in der gleichen | 
Zeit seine Einnahmen (ohne Kreditmarkt- und Rüde- i 
lagemittel) um 6,8 Vo erhöhen konnte. Das Ausmaß 
seines Nettofinanzierungsdefizits ging von 8,8 Mrd. 
DM im Jahre 1967 auf 4,7 Mrd. DM im Jahre 1968 
zurück. Auch bei den Ländern nahmen die Aus- 
gaben 1968 unterproportional zur Einnahmesteige- 
rung zu. Ihre Gesamtausgaben erhöhten sich um 
5,6 '^' 0 , während ihre Einnahmen gleichzeitig mit 
10,3 ^/o besonders kräftig Zunahmen. Infolgedessen | 


verringerte sich der Umfang ihres Nettofinanzie- 
rungsdefizits gegenüber dem Vorjahr um 3,47 Mrd. 
DM auf 1 Mrd. DM. Lediglich bei den Gemeinden 
war 1968 der Ausgabenzuwachs relativ noch etwas 
stärker als die Einnahmensteigerung. Insgesamt er- 
gab sich für den öffentlichen Gesamthaushalt des 
Jahres 1968 nur eine Ausgabensteigerung von 
3,3 Vo; das gesamte Nettofinanzierungsdefizit des 
öffentlichen Gesamthaushalts ging auf 8,7 Mrd. DM 
zurück. 

Im Jahre 1969 wird es dem Bund nach einer Reihe 
von Jahren erstmals wieder gelingen, seine Aus- 


14 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/81 


gaben niedriger zu halten als seine Einnahmen. 
Nach Vorausschätzung vom Oktober 1969 werden 
sich die Einnahmen des Bundes (ohne Kreditmarkt- 
und Rücklagemittel) um 15,4 ^/o auf 83,1 Mrd. DM 
erhöhen, während die Ausgaben (ohne Schulden- 
tilgung) gleichzeitig nur um 7,3 ®/o auf knapp 
82V2 Mrd. DM ansteigen werden. Auch die Länder 
werden bei einer Einnahmesteigerung um 10,7 Vo 
und einer Ausgabenerhöhung um 7,5 ®/o einen Ein- 
nahmenüberschuß erzielen können. Lediglich bei den 
Gemeinden, deren Einnahmen sich 1969 nur um 
schätzungsweise 8,5 ^/o erhöhen werden, ist bei 
einer Gesamtausgabensteigerung um 7,9 ^/o ein 


Nettofinanzierungsdefizit von 2 Mrd. DM zu 
erwarten. 

Die Situation der öffentlichen Haushaltswirtschaft 
hat sich damit im ganzen betrachtet in der Berichts- 
periode grundlegend gewandelt. Es ist eine weit- 
gehend konjunkturfördernde und konjunktgerechte 
Gestaltung des öffentlichen Gesamthaushalts sowohl 
in der Rezession wie in der Hochkonjunktur ge- 
lungen. Wenn die gestiegene Leistungsfähigkeit der 
öffentlichen Haushalte durch zu hohe Ansprüche 
nicht überfordert wird, so ist eine tragfähige Grund- 
lage für stetige Weiterentwicklung der Wirtschaft 
und der Gesellschaftsordnung geschaffen. 


Orientierungsdaten gesamtwirtschaftlicher Leistungsfähigkeit 
unter Verteilungsgesichtspunkten 


Entwicklung des Einkommens 
aus unselbständiger Arbeit 

Die Entwicklung des Einkommens aus unselbstän- 
diger Arbeit verlief in den drei Jahren der Be- 
richtsperioden aus konjunkturellen Gründen außer- 
gewöhnlich uneinheitlich. Im Jahre 1967 war erst- 
mals seit über einem Jahrzehnt keine Steigerung 
der gesamtwirtschaftlichen Bruttolohn- und -gehalts- 


summe zu verzeichnen gewesen. Auch im Jahre 
1968 war der Anstieg der Brutolohn- und -gehalts- 
summe mit 6,8 Vo noch merklich geringer als in den 
Jahren vor 1967. Dagegen ist für das Jahr 1969 eine 
überdurchschnittlich kräftige Steigerung der Brutto- 
löhne und -gehälter zu erwarten, die sich auf Grund 
der bisherigen Entwicklung und einer Vorausschät- 
zung von Anfang Oktober 1969 auf etwa 12 Va be- 
laufen wird. Diese Steigerung ist im vergangenen 


Übersicht 10 

Einkommen aus unselbständiger Arbeit in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1967 bis 1969 



! 



1969 



1967 

1968 

l.Halb- j 

2. Halb- 1 

insge- 


1 


jahr 1 

jahr‘) 1 

samt Ü 



ii 

a Mrd. DM 



Bruttolohn- und -gehaltssumme 

217,5 

; 232,3 

1 

122,1 

138,1 

260,2 

Abzüge (Steuern und Sozialversicherungsbeiträge) . . 

39,8 

1 45,1 

1 

23,3 

29,7 

53,0 

Nettolohn- und -gehaltssumme 

177,7 

1 

j 187,2 

98,8 

i 

108,4 

207,2 

Bruttolohn und -gehalt monatlich 






je abhängig Beschäftigten in DM 

856 

908 

939 

1045 

992 

Veränderung gegenüber Vorjahreszeitraum in ^/o . . 

+ 3,3 

+ 6+ 

+ 8,0 

+ 10,6 

+ 9,3 

Nettolöhne und -gehälter monatlich 

1 





je abhängig Beschäftigten in DM 

699 

731 

760 

820 

790 

Veränderung gegenüber Vorjahreszeitraum in ^/o . . 

+ 2,8 

++6 

+ 6,7 

+ 9,3 

+ 8,1 

Nettolöhne und -gehälter in Vo der Bruttolöhne und 






-gehälter 

81,7 

80,6 

80,9 

78,5 

79,6 


J Vorausschätzung Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Jahrzehnt nur in den Jahren 1960 (12,5 ^/o) und 1961 
(12,8 Vo) übertroffen worden. Insgesamt ergibt sich 
in der Berichtsperiode (1967 bis 1969) ein Anstieg 
der Bruttolohn- und -gehaltssumme um 19,6 ^/o. 

Der durchschnittliche monatliche Bruttoverdienst der 
Arbeitnehmer stieg im Jahre 1967 im Vergleich zum 
Vorjahr um 3,3 ®/o auf 856 DM. 1968 stieg er um 
6,1 Vo auf 908 DM und wird 1969 nach den letzten 
Vorausschätzungen um 9,3 ®/o auf 992 DM steigen. 
Die Zunahme der Bruttoverdienste — vor allem 
im Jahre 1969 — beruht nicht nur auf Tariflohn- 
erhöhungen und außertariflichen Leistungen der 
Arbeitgeber; im Verlauf des sich voll entfaltenden 
Konjunkturaufschwungs, der zu immer größeren An- 
spannungen auf dem Arbeitsmarkt führte, trug auch 
die sehr beträchtliche Überstundenarbeit zu der Er- 
höhung der Durchschnittsverdienste bei. In der ge- 
samten Berichtsperiode (1967 bis 1969) wird sich 
unter Berücksichtigung einer Vorausschätzung für 
das zweite Halbjahr 1969 von Anfang Oktober 1969 
der monatliche Bruttoverdienst je abhängig Be- 
schäftigten um 19,7 Vo erhöhen. 

Die Nettoverdienste sind allerdings deutlich schwä- 
cher gestiegen als die Bruttoverdienste; denn die Be- 


I lastung der Bruttolöhne und -gehälter durch So- 
! zialversicherungsbeiträge und Lohnsteuer hat in der 
Berichtsperiode zugenommen. Die Zunahme der So- 
zialabgaben war neben der Anhebung der Beitrags- 
bemessungsgrenze in erster Linie auf die Erhöhung 
der Beitragssätze in den gesetzlichen Rentenver- 
I Sicherungen zurückzuführen, also auf eine Maß- 
I nähme, die notwendig war, um angesichts der un- 
' günstigen Altersstruktur der Bevölkerung die Lei- 
stungsfähigkeit der Sozialversicherung langfristig zu 
sichern. Ferner wurden weitere Personengruppen in 
den Versicherungsschutz einbezogen. Die Erhöhung 
der Lohnsteuerabzüge geht auf den bei steigenden 
Verdiensten auch für die Bezieher geringer Ein- 
künfte progressiv wirkenden Einkommensteuertarif 
zurück. Während im Jahre 1967 die Abzüge vom 
Bruttolohn und -gehalt durchschnittlich 18,3 Vo aus- 
i machten, ist für 1969 mit durchschnittlichen Ab- 
I Zügen von etwas über 20 ’”/o zu rechnen. Der Netto- 
I verdienst je abhängig Beschäftigten wird daher in 
j der Berichtsperiode von 699 DM im Jahre 1967 nur 
' auf schätzungsweise 790 DM im Jahre 1969 steigen. 

Dies entspricht einer Gesamtsteigerung in den 
; Jahren 1967 bis 1969 von 16,2 ^/o. 


Der mögliche Anpassungsspielraum für Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz 


In der nachstehenden Tabelle sind die wichtigsten 
volkswirtschaftlichen Orientierungsdaten zusammen- 
gestellt, die insgesamt die sachliche Grundlage für 
die Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit und des realen Wachstums der Volkswirtschaft 
bilden, wie sie § 56 des Bundesversorgungsgesetzes 
vorsieht. 

Ver- 

änderungen 


Orientierungsdaten 1969 

gegenüber 

1966 


Bruttosozialprodukt real -hl6,0Vo 

nominal +22,4 Vo 

Gesamtwirtschaftliche Produktivität 
reales Bruttoinlandsprodukt 

je Erwerbstätigen +17,2Vo 

Ausgaben des öffentlichen Gesamthaus- 
halts +18,8+0 

Bruttolohn- und -gehaltssumme 

je abhängig Beschäftigten +19,7+o 


Unter Berücksichtigung dieser Orientierungsdaten 
sowie der für die Solidität und Stabilität des Haus- 
halts maßgebenden Umstände hält es die Bundes- 
regierung für möglich, die Leistungen des Bundes- 
versorgungsgesetzes im Rahmen einer mehr als 
zwanzigprozentigen Erhöhung des Aufwandes für 
die zur Anpassung vorgesehenen Renten, und zwar 
um 938 Millionen DM zu verbessern. 

Die zur Verfügung stehenden Mittel sollten nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht nur für eine 
allgemeine lineare Anhebung der Renten, sondern 
auch für eine stärkere Verbesserung der Witwenver- 
sorgung verwandt werden, um das seit langem 
erwünschte Ableitungsverhältnis für die Witwen- 
rente in Höhe von 60 v. H. der Rente eines er- 
werbsunfähigen Beschädigten zu erreichen. 

Demnach hält es die Bundesregierung für gerecht- 
fertigt und vertretbar, für Beschädigte, Waisen und 
Eltern eine allgemeine Anhebung der Vollrenten- 
beträge um durchschnittlich 16 v. H. und für Witwen 
um 25,3 V. H. vorzuschlagen. 
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Anhang 1 


Die Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz in der Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich Berlin (West) 

Die Zahl der anerkannten Versorgungsberechtigten in den Ländern-) 

am 30. Juni 1969 


Personenkreis 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Nieder- 

sachsen 

Bremen 

Nordrhein- 

Westfalen 


1 1 1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 

Beschädigte mit einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit um 

1 





30 V. H 

15 379 

14 176 

54 259 

7 481 

126 218 

40 V. H 

6 309 

4 704 

22 261 

2 874 

42 943 

50 V. H 

7 875 

7 682 

26 643 

3 848 

56 032 

60 V. H 

1 2 850 

1 893 

9 920 

1 104 

20 624 

70 V. H 

4 493 

4 007 

13 079 

1 713 

27 300 

80 V. H 

j 2 753 

1 870 

8 480 

810 

16 843 

90 V. H 

894 

462 

3013 

222 

6 370 

100 v.H 

2 101 

1 904 

7 164 

683 

17 536 

Beschädigte insgesamt 

42 654 

36 698 

144 819 

18 735 

313 866 

Witwen und Witwer 

54 587 

34 398 

145 602 

18 687 

285 553 

Halbwaisen 

2 371 

1 427 

6 839 

744 

13 354 

Vollwaisen 

259 

169 

645 

64 

1 542 

Elternteile 

6 486 

10 749 

18 577 

1 620 

25 100 

Elternpaare ^) 

2 618 

5 640 

7 966 

498 

8 474 

Anspruchsberechtigte insgesamt 

108 975 

89 081 

324 448 

40 348 

647 889 

Vergleichszahlen am 31. März 1969 

109 686 

89 629 

326 937 

40 605 

650 846 


Personen mit Anspruch auf laufende Versorgungsbezüge (Renten, Beihilfen, Härteausgleiche) und Fälle, in denen 
das Recht auf Versorgung ganz oder teilweise ruht 
^) einschließlich der Versorgungsberechtigten mit ständigem Wohnsitz im Ausland 
®) Kopfzahl 
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Hessen 

Rheinland- 

Pfalz 

Baden- 

Württem- 

1 

Bayern ! 

Saarland 

Berlin 

(West) 

Bundesgebiet einschließlich 
Berlin (West) 


berg 



30. Juni 1969 

1 31. März 1969 

6 1 

7 1 

8 

i 9 

1 10 1 

ii' 1 

12 

1 13 

41 650 

30 139 

72 268 

96 386 

8 459 

14 360 

480 775 

483 343 

18 562 

13 994 

29 383 

39 424 

3 507 

7 288 

191 249 

192 296 

21 986 

13918 

36 868 

40 295 

3 384 

7 688 

226 219 

227 783 

8 113 

5 821 

13 790 

16 989 

2 128 

3 626 

86 858 

86 914 

10 136 

6 000 

16410 

18 334 

1 339 

3 974 

106 785 

107 686 

6 248 

4 622 

11 014 

13 402 

1 616 

2 626 

70 284 

70 404 

2 345 

1 982 

4 146 

5 168 

389 

985 

25 976 

25 799 

6 012 

5 037 

9 985 

10 229 

1 106 

2 166 

63 923 

64 221 

115 052 

81 513 

193 864 

240 227 

21 928 

42 713 

1 252 069 

1 258 446 

101 118 

66 377 

156 405 

185 238 

17 905 

65 807 

1 131 677 

1 135 514 

4 290 

3 548 

8 450 

9 640 

1 056 

1 991 

53 710 

56 147 

464 

398 

838 

997 

103 

173 

5 652 

5 729 

13 904 

10 099 

24 001 

27 166 

2 422 

4 624 

144 748 

146 481 

7 166 

4 452 

11 400 

10 106 

622 

672 

59 614 

60 910 

241 994 

166 387 

394 958 

473 374 

44 036 

115 980 

2 647 470 


242 426 

166 976 

398 347 

476 550 

44 284 

116 941 


2 663 227 
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Anhang 2 


Knegsopferversorgung 

Entwicklung der Zahlen der Versorgungsberechtigten nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und des finanziellen Aufwandes (einschließlich der bis 
1956 vorgenommenen Erstattungen an die Rentenversicherungsträger 
gemäß § 90 BVG a. F.) 


Ver- j davon 

sorgungs- j 


Rechnungs- : 
jahr 1 

berechtigte 
insgesamt 
Stand: 
Mitte Rech- 
nungsjahr^) 

Beschädigte 

1 1 

' Witwen und Witwer 

1 

i 

Waisen 

Eltern 

i 

Anzahl 

1 

v. H. 

Anzahl j v. H. 

Anzahl 

v. H. ! 

Anzahl 

v. H 


1950 

3 938 701 

1 512 361 

38,4 

888 

1951 2) 

4 088 902 

1 538 067 

37,6 

959 

1952 

4 378 320 

1 561 740 

35,7 

1 128 

1953 

4 335 208 

1 515 502 

34,9 

1 175 

1954 

4 296 327 

1 516 028 

35,3 

1 183 

1955 

4 165 014 

1 503 224 

36,1 

1 169 

1956 

4 046 718 

1 502 063 

37,1 

1 167 

1957 

3 813 000 

1 485 848 

39,0 

1 168 

1958 

3 634 316 

1 466 061 

40,3 

1 173 

1959 

3 448 903 

1 446 402 

41,9 

1 171 

19603) 

; 3 276 952 

1 424 880 

43,5 

1 164 

1961 

1 3 220 976 

1 433 392 

44,4 

1 180 

1962 

3 073 441 

1 415 095 

46,0 

1 179 

1963 

2 920 902 

1 387 662 

47,5 

1 165 

1964 

2 836 280 

1 366 953 

48,2 

1 157 

1965 

2 816 137 

1 346 612 

47,8 

1 156 

1966 

2 776 056 

1 326 155 

47,8 

1 154 

1967 

1 2 739 594 

1 304 208 

47,6 

1 150 

1968 

2 687 422 

1 275 990 

47,5 

1 138 

1969 5) 

2 668 440 

1 267 000 

47,5 

1 138 


983 

22,6 

1 335 644 

33,9 

201 713 

5,1 

409 

23,5 

1 361 859 

33,3 

229 567 

5,6 

693 

25,8 

1 438 232 

32,8 

249 655 

5,7 

448 

27,1 

^ 1 363 942 

31,5 

280 316 

6,5 

187 

27,5 

1 268 360 

29,5 

328 752 

7,6 

695 

28,1 

1 154 720 

27,7 

336 505 

8,1 

884 

28,9 

1 1 031 422 

25,5 

345 349 

8,5 

723 

30,6 

1 876 134 

23,0 

282 295 

7,4 

568 

32,3 

1 712 480 

i 

19,6 

282 207 

7,8 

874 

34,0 

559 113 

16,2 

271 524 

7,9 

947 

35,5 

431 156 

13,2 

255 969 

7,8 

518 

36,7 

357 173 

11,1 

249 893 

7,8 

468 

38,4 

251 076 

8,2 

227 802 

7,4 

893 

39,9 

168 109 

5,8 

199 238 

6,8 

698 

40,8 

128 285 

4,5 

183 344 

6,5 

188 

41,1 

104 716 

3,7 

208 621 

7,4 

781 

41,6 

87 548 

3,1 

207 572 

7,5 

643 

42,0 

77 657 

2,8 

207 086 

7,6 

470 

42,4 

68 726 

2,5 

204 236 

7,6 

000 

42,6 

63 600 

2,4 

199 840 

7,5 


1) 1950 bis 1960 jeweils Stand 30. September, ab 1961 jeweils Stand 30. Juni 

2) erstmals einschließlich Berlin 
erstmals einschließlich Saarland 

'‘j das Haushaltsjahr 1960 umfaßt die Monate April bis Dezember 1960 = 9 Monate. Würde der Versorgungsaufwand 
auf 12 Monate umgewertet, ergäbe sich ein Versorgungsaufwand von 3916 Millionen DM und ein pro-Kopf-Auf- 
wand von 1 195 DM 
geschätzt 

einsdiließlich persönlicher, sächlicher {bis 1954) und sonstiger Aufwendungen im Kriegsopferhaushalt 
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Drucksache VI/81 


Anhang 2 


Ver- 
sorgungs- 
aufwand 
in Millionen 
DM 

Ver- 
sorgungs- 
aufwand je 
Berechtigten 
in DM 

1 

Haushalts- 
soll ! 

in Millionen | 
DM 6) j 

Haushalts- 

ausgaben 

(Ist) 

in Millionen 
DM «) 

Abweichung 

vom 

Soll 

in Millionen 
DM 

2 230 

566 

2 787,4 

1 

2 344,0 

(-) 443,4 

3 028 

740 

3 378,4 

3 169,0 

(-) 209,4 

3 040 

694 

3 341,9 

3 199,3 

(-) 142,6 

2 986 

688 

3 325,3 

3 154,0 

(-) 171,3 

2 894 ' 

673 

3 191,9 

3 063,7 

(-) 123,2 

3 446 

1 

827 

3 424,7 

3 452,4 

( + ) 27,7 

3 938 

972 

4 139,5 

3 947,4 

(-) 192,1 

3 596 i 

943 

3 634,9 

3 602,1 

(-) 32,8 

3 461 

952 

3 574,7 

3 463,4 

(-) 111,3 

3 324 

963 

3 336,4 

3 325,1 

(-) 11,3 

2 935 4 ) 

! 895 

3 128,8 

2 935,1 

(-) 193,7 

4 233 

1 314 

4 257,1 

4 233,4 

(-) 23,7 

4 191 

1 364 

4 042,3 

4 191,0 

(+) 148,7 

3 948 

1 352 

3 905,4 

3 948,2 

(+) 42,8 

4 770 

1 682 

4 913,9 

4 785,3 

(-) 128,6 

5 180 

1 839 

5 187,7 1 

5 195,2 

(+) 7,5 

5 275 

1 900 

5 132,8 

5 275,1 

(+) 142,3 

6 100 

2 227 

5 837,2 

6 100,2 

( + ) 263,0 

5 984 

2 223 

5 902,2 

5 984,0 

( + ) 81,8 

5 963 5 ) 

2 234 

5 962,8 
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Anhang 3 


Rentenberechtigte Beschädigte nach Altersgruppen in v. H. der Gesamtzahl 


Geburtsjahre 

Be- 

schädigte 

ins- 

gesamt 

Männer 

Frauen 

Be- 

schädigte 

ins- 

gesamt 

Männer 

Frauen 

31. Mai 1955 

28. Februar 1966 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1895 und früher . . 

214 

21,1 

21,5 

13,2 

13,1 

13,8 

1896 bis 1900 .... 

7,8 

7,8 

8,9 

7,0 

7,0 

9,2 

1901 bis 1905. . . . 

6,4 

6,3 

10,2 

6,3 

6,2 

10,8 

1906 bis 1910. . . . 

13,0 

13,0 

11,1 

14,0 

14,1 

11,9 

1911 bis 1915, ... 

16,6 

16,7 

11,1 

18,7 

18,9 

11,8 

1916 bis 1920..., 

13,8 

13,9 

9,7 

15,8 

15,9 

10,5 

1921 bis 1925.... 

16,7 

16,7 

14,7 

19,7 

19,8 

16,1 

1926 bis 1930. . . . 

4,0 

4,0 

7,0 

4,5 

4,4 

8,2 

1931 bis 1935 .... 

0,3 

0,3 

2,7 

0,4 

0,3 

3,3 

1936 bis 1940 .... 

0,2 

0,2 

2,2 

0,3 

0,2 

2,8 

1941 und später . . 

0,1 

0,0 

0,9 

0,1 

0,1 

1,6 

zusammen . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Rentenberechtigte Witwen(r) nach Altersgruppen 


Geburtsjahre 

Zahl der Witwen in v.H. der Gesamtzahl 

31. Mai 1955 30. September 1967 

1 1 2 

1895 lind früher 

22,2 14,5 

8.2 9,2 

13,3 14,6 

21,1 23,2 

22,0 24,2 

9,9 10,5 

3.2 3,5 

0,1 0,3 

0,0 0,0 

— 0,0 

0,0 0,0 

1896 bis 1900 

1901 bis 1905 

1906 bis 1910 

1911 bis 1915 

1916 bis 1920 

1921 bis 1925 

1926 bis 1930 

1931 bis 1935 

1936 bis 1940 

1941 und später 


zusammen . . . 

o 

O 

o 

o 

o 

o 
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Anhang 4 


Rentenberechtigte Waisen nach dem Anspruchsgrund 

(30. August 1968) 



Waisen 

Vollwaisen | 

Halbwaisen 

Personenkreis 

insgesamt | 

in v.H. 

insgesamt 

1 in v.H. 

insgesamt 

1 in v.H. 


1 1 

2 

3 

1 4 

5 

1 6 

Gesamtzahl der Waisen 

64 208 

100 

5 824 

100 

58 384 

100 

darunter: 







Waisen über 18 Jahre in Schul- oder Be- 
rufsausbildung oder im freiwilligen so- 
zialen Jahr 

28 112 

43,8 

1 654 

28,4 

26 458 

45,3 

Waisen über 18 Jahre, die gebrechlich 
sind 

12516 

19,5 

3 484 

59,8 

9 032 

15,5 

mit Anspruch nach § 48 BVG 

auf volle Beihilfe 

1 282 

2,0 

64 

1,1 

1 218 

2,1 

auf gekürzte Beihilfe 

5 036 

7,8 

215 

3,7 

4 821 

8,3 

mit Anspruch nach § 52 BVG 

2 571 

4,0 

207 

3,6 

2 364 

4,0 


23 




Drucksadle VI /81 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anhang 5 

Übersicht über die Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz 

Stand 1. Januar 1967 


Monats- 

Empfänger- 1 


Monats- 

Empfänger- 

Leistungsart 

betrag der 

zahl 1 

Leistungsart 

betrag der 

zahl 

Empfängergruppe 

Leistung 

(Voraus- ! 

Empfängergruppe 

Leistung 

(Voraus- 


DM 

sciiätzung 1970) j 


DM 

Schätzung 1970) 

Grundrenten 



Sch werstbeschädigten- 


1 




Zulage 


' 

Beschädigte 





j 

MdE 30 V. H 

53 

480 000 

erwerbsunfähige Be- 






schädigte 


1 

40 V. H 

70 

186 400 



! 




Stufe I 

30 

16 160 1 

50 V. H 

95 

206 500 

II 

60 

7 510 

60 V. H. 

120 

85 500 

III 

90 

3410 

70 V. H 

165 

102 400 

IV 

120 

2 040 

80 V. H 

200 

70 000 

V 

150 

4 300 

90 V. H 

240 

27 900 









33 420 

100 v.H 

270 

62 500 






1 221 200 

Grundrenten 



Alterszulage 

10 

101 760 

Witwen 

150 

1 124 600 




Halbwaisen 

45 

43 510 

Ausgleichsrenten 



Vollwaisen 

85 

5 480 

Beschädigte 






MdE 50 v.H 

120 


Ausgleichsrenten 






Witwen 

150 

515 000 

60 V. H 

120 








Halbwaisen 

80 

35 690 

70 v.H 

165 







>. l53 80u 

Vollwaisen 

110 

4 500 

80 V. H 

200 1 





90 V. H 

240 


Elternrenten 



100 v.H 

270 


Elternpaare 

200 

30 110 




Elternteile 

135 

143 500 

Berufsschadensausgleich 






(Höchstbetrag) 



Schadensausgleich 



Schwerbeschädigte . . 

500 

115 000 

{Höchstbetrag) 


i 

i 




Witwen 

250 

375 000 ^ 

Pflegezulage 






Beschädigte 






Stufe I 

115 

22 600 




II 

195 

4 600 



1 

! 

III 

275 

6 600 




IV 

355 

2 700 




V 

460 

1 200 






37 700 
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